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GEMÜTLICH ein paar Bahnen ziehen. Bild: Anne Faden

Tübingen. Seit zwei Jahren setze
sich die Frauen Union mit dem
Thema „Sexkaufverbot“ ausein-
ander, sagte Christine Jerabek am
Dienstagabend. Als der „Arbeits-
kreis Christ und Politik“ sich zum
Jahresbeginn ebenfalls damit be-
schäftigte, kam es zur Zusammen-
arbeit der beiden Kreis-CDU-
Gruppierungen. Während einer
Hälfte der gut einstündigen On-
line-Konferenz, die Jerabek ge-
meinsam mit Manuel Feger mo-
derierte, gab es für die 25 Teilneh-
mer fachlichen Input von Integra-
tionsministerin Annette Wid-
mann-Mauz, die sich aus dem
Berliner Kanzleramt zuschaltete,
und von Sozialarbeiterin Sabine
Constabel, die seit mehr als 30
Jahren Prostituierte des Stuttgar-
ter Rotlichtmilieus betreut und
ihnen im Vorsitz des Vereins „Sis-
ters“ zum Ausstieg verhilft.

Widmann-Mauz forderte einen
„Perspektivwechsel“ mit baldigen
gesetzlichen Verbesserungen, die
tatsächlich bei Prostituierten an-
kommen. Auch in anderen Berei-
chen habe es lange gedauert, bis
über Arbeits- und Wohnverhält-
nisse der Arbeitskräfte diskutiert
wurde. Der Bundesvorstand der

„Frauen Union Deutschlands“,
dem Widmann-Mauz seit 2015
vorsitzt, habe sich über die Bedin-
gungen, unter denen Prostituierte
leben und arbeiten, informiert
und daraufhin vor drei Wochen
einen Antrag verabschiedet, der
ein Sexkaufverbot fordert.

Hohe Rendite als Pull-Faktor
Das Strafbarmachen der häufig
unter Zwang erfolgenden Prosti-
tution sei aber nur „eine Seite“.
„Wenn ein Freier die Prostituierte
findet, findet sie auch die Polizei“:
Gebe es nach einem Verbot und
weniger Werbung für Prostitution
weniger Sexdienstleister, könnten
Ermittlungs- und Hilfsressourcen
besser zu den Frauen gelangen.
„Deutschland zieht das Bordell-
und Prostitutionsgewerbe an“,
wies die Ministerin auf einen flie-
ßenden Übergang zwischen lega-
lem „Hellfeld“ und dem „vollstän-
dig dunklen Bereich“ hin. Die ho-
he Rendite sei ein „wirtschaftli-
cher Pull-Faktor“. Es brauche eine
gesellschaftliche Diskussion, in-
wiefern Menschenrechte damit
zu vereinbaren seien, dass ein Ge-
schlecht teils mit Gewalt Ansprü-
che auf das andere erhebe.

Im Jahr 2002 kam „der große
Cut“, sagte Constabel in ihrem ein-
dringlichen Kurzvortrag. Prostitu-
tion wurde damals gesetzlich „zu
einem ganz normalen Gewerbe“
und unterliege damit den Marktge-
setzen. Vorher hätten vor allem
deutsche oder hier lebende Frauen
Sexdienstleistungen erbracht, heu-
te seien es vor allem junge Bulga-
rinnen und Rumäninnen. „Es sind
sehr, sehr junge Frauen“, die mit 16
oder 17 Jahren meist mit ihrem Zu-
hälter im Bordell auf Kundschaft
warten. Die Frau sei „eine Art
Nutztier“ für „parasitäre Männer“,
die sie „in die Prostitutionsindust-
rie“ bringen. „So unerfahren“, „so
bildungsfern“, ohne Deutschkennt-
nisse und mit der Erfahrung aufge-
wachsen, dass Polizei und Zuhälter
im Herkunftsland gemeinsame Sa-
che machen, seien sie.

„Es sind Frauen, die nicht wissen,
dass Polizei bei uns etwas Gutes ist“,
sagte Constabel. Daher zeigten
selbst die Frauen, die erfahren, wel-
che Rechte sie in Deutschland ha-
ben, ihre Zuhälter nicht an. „Verlet-
zend sind diese seriellen Vergewalti-
gungen“, sagte Constabel, deshalb
sei Prostitution eine Menschen-
rechtsverletzung. „Leihmutterschaft

wollen wir nicht“, auch „keinen be-
zahlten Organhandel“, wies sie auf
ethische Grenzfälle hin. Die Prosti-
tuierte erhalte „ein Schweigegeld“
für ihren Dienst: „30 Euro. Das ist
der Deal, den der Sexkäufer mit der
Frau macht.“

Durch und durch kriminell
Die Corona-Soforthilfen seien,
auch über den Umweg vorschrifts-
mäßig registrierter Prostituierter,
häufig auf das Konto der Zuhälter
geflossen, berichtete Constabel.
„Es ist ein durch und durch krimi-
nelles Milieu.“ Sei eine Frau „nicht
mehr vermarktbar“, etwa weil sie
unablässig weine oder sich über-
geben müsse, werde sie „einfach
ausgetauscht“. Sie tauche „im
deutschen System nicht auf“. „Ge-
sellschaftliche Ächtung“ sei „die
wirkliche Veränderung“. Bessere
Gesetze setzten Normen und sig-
nalisierten, dass Menschen einan-
der nicht zum Sex kaufen können.
Auf den Zuschauerhinweis, dass
manche Prostituierte ja auch frei-
willig ihre Dienste anbieten, erwi-
derte Widmann-Mauz: „Die über-
wiegende Mehrheit tut es nicht
freiwillig und hat auch keinen
Spaß.“ Monica Brana

30 Euro für eine Penetration
Sexkauf Bei einer Diskussion der Kreis-CDU ging es um Frauen, die ihren Körper verkaufen.

er kleine Jonas wurde nur
dreieinhalb Jahre alt. Er
starb drei Tage nach einer
Mandeloperation, die im

Juni 2018 am Tübinger Klinikum
(UKT) vorgenommen worden war.
GesternwurdeamTübingerLandge-
richt die Schadensersatzklage der El-
tern gegen die überweisende HNO-
Ärztin, das UKT und den operieren-
denArztverhandelt.

Als er zwei Jahre alt war, wunder-
ten sich die Eltern des Jungen darü-
ber, dass ihr im Oktober 2014 gebore-
nerSohnnichtaltersgemäßsprechen
wollte. Die ärztlichen Untersuchun-
gen ergaben, dass er schlecht hörte.
Der Grund dafür waren Flüssigkeits-
ansammlungen im Mittelohr, ein so-
genannterPaukenerguss.

Die damit verbundenen Hörstö-
rungen hatten zu einer Verzögerung
in der Sprachentwicklung geführt.
Im Januar 2017 wurde der mit seiner
Familie in Großbettlingen lebende
Junge zunächst in der Tübinger Lo-
rettoklinik operiert. Bei der OP wur-
de eine Drainage mit Paukenröhren
gelegt und eine Adenotomie ge-
macht. Umgangssprachlich wird
letztere auch Polypen-Entfernung
genannt, es handelt sich aber um Ra-
chenmandeln. Im Laufe dieser Ope-
ration war es zu starken Blutungen
gekommen.

Die Operation brachte nur eine
vorübergehende Besserung, so be-
richteten die Eltern, die mit ihren
schmerzhaften Erfahrungen bewusst

D
die Öffentlichkeit suchen, in der Ver-
handlungspause den Pressevertre-
tern. Das Wachstum des Kindes
machte den OP-Erfolg bald zunichte,
und der kleine Jonas hörte wieder
schlecht.

Drei Monate später wurde der
Junge dann in der Tübinger HNO-
Klinik operiert, es wurde erneut eine
Adenotomie mitsamt Trommelfell-
schnitt und Paukenröhrchen-Einlage
vorgenommen. Jonas war diesmal
wegen der starken Blutungen wäh-
rend der ersten OP stationär aufge-
nommen worden. Laut Behand-
lungsunterlagen hatte die Mutter von
Jonas auch im Fragebogen der Klinik
die Frage nach einer Gerinnungsana-
mnese sowohl für den Jungen als
auchfamiliärbejaht.

Politisch nicht gewollt
TrotzdieserVorgeschichtewurdeJo-
nas ein Jahr später im UKT wieder
ambulant operiert. Es kam hier zu ei-
ner dritten Adenotomie, einer Pau-
kenröhrchen-Erneuerung und einer
beidseitigenTonsillotomie,alsoeiner
operativen Teilentfernung der Gau-
menmandeln.

Mandelentzündungen im eigentli-
chen Sinne hatte der Junge nie, so die
Eltern, auch der Kinderarzt hatte bis
dahin keine diagnostiziert. Der medi-
zinische Sachverständige bezeichne-
te vor Gericht die komplette Entfer-
nung von Gaumenmandeln (Tonsill-
ektomie) als ein ohnehin veraltetes
Verfahren. International sehe man al-

le Mandeleingriffe schon längst sehr
kritisch. Auch in Deutschland setze
sichdieseMeinungallmählichdurch.
Die 2018 publizierte Leitlinie der
Fachgesellschaft der HNO-Ärzte
empfehle mittlerweile alternative
Verfahren. Die in Tübingen durchge-
führte Operation sei zwar kein Ver-
stoß gegen den Standard, dennoch
wurde der Sachverständige sehr
deutlich in seiner Kritik der Behand-
lungsmethode in diesem speziellen
Fall: „Ich kann es nicht nachvollzie-
hen.“ Eine Dilatation, also eine Aus-
dehnung der Ohrtrompete im mini-
malinvasiven Katheterverfahren wä-
rederbessereWeggewesen.

Der Beklagtenvertreter des UKT
und des Operateurs zeigte sich darü-
ber „bass erstaunt“. Alle von ihm be-
fragten HNO-Ärzte betrachteten das
Dilatations-Verfahren als noch „we-
nig etabliert“ – jedenfalls zum fragli-
chen Zeitpunkt und schon gar bei
kleinen Kindern. „Aber wir sprechen
von einer Uniklinik“, warf die Klage-
vertreterinein.

Prinzipiell hält der Gutachter am-
bulante Tonsillotomien für riskant,
stationäreEingriffeseienaberderhö-
heren Kosten wegen „politisch nicht
gewollt“. Im Fall des kleinen Jonas,
der am dritten Tag nach der OP
plötzlich starke Nachblutungen hatte
und trotz Notarzt-Einsatz und Reani-
mationsbemühungen in der Klinik
starb, kritisierte der Sachverständige
aber vor allem anderen als besonde-
res Versäumnis der behandelnden

UKT-Ärzte,dasssietrotzderWarnsi-
gnale in der Patientenakte keine prä-
operative Blutgerinnungsdiagnostik
gemacht hatten. Er hielt es für höchst
wahrscheinlich, dass Jonas an einer
genetisch bedingten Blutgerinnungs-
störung, dem Willebrand-Jürgens-
Syndrom, litt. Da es sich bei dem Jun-
gen keineswegs um einen Notfall,
sondern um einen Wahleingriff ge-
handelt hatte, hätte man mit dieser
Diagnostiknichtoperiert.

Der Operateur am UKT hielt da-
gegen, er habe in der Literatur keinen
einzigen Beleg dafür gefunden, dass
eine gestörte Blutgerinnung auch ei-
ne erhöhte Blutungsneigung bei ope-
rativenEingriffenmitsichbringe.Da-
mit überzeugte er die Zivilkammer
jedoch nicht. Sie entließ die HNO-
Ärztin, die den Jungen überwiesen
hatte, aus der Haftung. „Da würden
wir ein haftungsrechtliches Tor auf-
machen“,soderVorsitzendeRichter.

Im Wissen, dass Geld das Leid der
Angehörigen nicht kompensieren
kann, schlug sie statt des in der Klage
geforderten Schadensersatzes in Hö-
he von 100 000 Euro einen Vergleich
in Höhe von 62 500 Euro vor. Die
Entscheidung ist für den 18. Septem-
bervorgesehen.

Tod nach einer Mandeloperation
Landgericht Ein Dreijähriger starb nach einem Eingriff in der Tübinger HNO-Klinik. Der
medizinische Gutachter kritisierte diagnostische Versäumnisse. Von Ulla Steuernagel

Info Richter der Zivilkammer: Dr. Peter
Häcker, Dr. Eva Gundlach-Müller, Chris-
toph Sandberger, Klagevertreterin:
Dr. Michaele Bürgle, Beklagtenvertreter:
Dr. Helge Hölzer, Dr. Eckart Feifel,
Sachverständiger: Prof. Matthias Tisch

NACH SCHTUEGERT und mit Umstiegen auch nach Ulm, Biberach, Meckenbeuren und Durlesbach führen die Bahnschienen, die unter der Blauen Brücke in Tübingen hindurchlaufen. Bild: Ulrich Metz

Tübingen. Die „Sommermusik auf
WHO“ geht am Freitag, 17. Juli, wei-
ter mit Bernd Dahls „Travelin’ Sal-
vatian Show“. Dahl ist in der regio-
nalen Musikszene bekannt als
Bluessänger (ehemals „Juke Joint
Ramblers“, aktuell als „Senhor
Blues“). Auf Waldhäuser Ost spielt
er vorwiegend unbekanntere Folk-
rocksongs der 1960er Jahre. Zu sei-
ner Band gehören Gottfried und
Wolfgang Dannert.

Die Reihe „Sommermusik auf
WHO“ wird vom Stadtteiltreff
WHO veranstaltet. Dessen Vorsit-
zende Anne Kreim hatte die Idee
dazu. „Nach dem Lockdown und
dem wochenlangen Rückstand
müssen wir doch was für die Men-
schen tun“, sagt sie. Damit meint
sie nicht nur die Zuhörer/innen,
sondern auch die Musiker/innen.
„Es war überhaupt kein Problem,
welche zu finden“, so Kreim.

Schon lange habe sie die Idee
gehabt, den Platz auf der oberen
Etage des Einkaufszentrums am
Berliner Ring 20 für Musik zu nut-
zen, bisher sei dieses Vorhaben im-
mer am Geld gescheitert. „Aber
jetzt ging das ganz einfach“, so
Kreim. Damit die Musiker/innen
die anfallenden Gema-Gebühren
bezahlen können, werden bei den
Konzerten Spenden gesammelt.
„Die Leute sind großzügig – am
vergangenen Freitag kamen 800
Euro zusammen“, berichtet Kreim.

Allerdings muss sich auch der
Stadtteiltreff an die Corona-Regeln
halten. Darum müssen sich alle, die
zuhören wollen, vorher per Mail
anmelden: sttwho@stadtteiltreff-
who.de) und jede/r muss einen ei-
genen Stuhl mitbringen.

Die Konzerte der Reihe, die
noch bis 5. August geht, beginnen
immer um 19 Uhr. slo

Unkomplizierte
Sommerkonzerte
Folkrock Der Stadtteiltreff WHO will
nach dem Lockdown etwas für Musiker
und Musikfreunde tun.

Tübingen. Einen Forderungskata-
log zum Radverkehr in der Stadt
übergeben Aktivistinnen und Ak-
tivisten von Fridays for Future am
Freitag, 17. Juli, um 19 Uhr auf dem
Tübinger Martkplatz an Mitglie-
der des Gemeinderats. Zuvor be-

ginnt um 18 Uhr eine Fahrrad-De-
monstration vor der Uni-Biblio-
thek, die zur Abschlusskundge-
bung auf dem Marktplatz führt
und auf die im Forderungskatalog
verdeutlichten Missstände auf-
merksam machen soll.

Damit das Radfahren attraktiver wird
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